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DIESES DOKUMENT ENTHÄLT WICHTIGE VERTRAGSUNTERLAGEN. 

Im Einzelnen sind dieses 

Reisesicherungsschein (Seite 1) 
Durch eine Gesetzesänderung 2018 sind wir angehalten Reisepreissicherungsscheine auszustellen. 

Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden bei einer Pauschalreise  
nach § 651a des Bürgerlichen Gesetzbuches (Seite 2) 
In diesem Formblatt wird über die wichtigsten Rechte der Richtlinie (EU) 2015/2302 informiert. 

Infektionsschutzbelehrung (Seite 3) 
An Maßnahmen des GJWs dürfen nur Teilnehmende teilnehmen, die keine ansteckenden Krankheiten haben. Das Infor-
mationsblatt klärt hierüber auf 

Maßnahmenbedingungen (Seite 4 ff.) 
Alle Maßnahmen des GJWs liegen die Maßnahmenbedingungen zugrunde die auf diesen Seiten zu finden sind. 
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Formblatt zur Unterrichtung des Reisenden bei einer Pauschalreise 
nach § 651a des Bürgerlichen Gesetzbuchs 

Bei der Ihnen angebotenen Kombination von Reiseleistungen handelt es sich um eine Pauschalreise im 
Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2302. 

Daher können Sie alle EU-Rechte in Anspruch nehmen, die für Pauschalreisen gelten. Das 
Gemeindejugendwerk des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland KdöR trägt die 
volle Verantwortung für die ordnungsgemäße Durchführung der gesamten Pauschalreise. 

Zudem verfügt der Bund Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden über die gesetzlich vorgeschriebene 
Absicherung für die Rückzahlung Ihrer Zahlungen und, falls der Transport in der Pauschalreise inbegriffen 
ist, zur Sicherstellung Ihrer Rückbeförderung im Fall seiner Insolvenz. 

Wichtigste Rechte nach der Richtlinie (EU) 2015/2302 
- Die Reisenden erhalten alle wesentlichen Informationen über die Pauschalreise vor Abschluss des

Pauschalreisevertrags.
- Es haftet immer mindestens ein Unternehmer für die ordnungsgemäße Erbringung aller im Vertrag

inbegriffenen Reiseleistungen.
- Die Reisenden erhalten eine Notruftelefonnummer oder Angaben zu einer Kontaktstelle, über die sie

sich mit dem Reiseveranstalter oder dem Reisebüro in Verbindung setzen können.
- Die Reisenden können die Pauschalreise – innerhalb einer angemessenen Frist und unter

Umständen unter zusätzlichen Kosten – auf eine andere Person übertragen.
- Der Preis der Pauschalreise darf nur erhöht werden, wenn bestimmte Kosten (zum Beispiel

Treibstoffpreise) sich erhöhen und wenn dies im Vertrag ausdrücklich vorgesehen ist, und in jedem
Fall bis spätestens 20 Tage vor Beginn der Pauschalreise. Wenn die Preiserhöhung 8 % des
Pauschalreisepreises übersteigt, kann der Reisende vom Vertrag zurücktreten. Wenn sich ein
Reiseveranstalter das Recht auf eine Preiserhöhung vorbehält, hat der Reisende das Recht auf eine
Preissenkung, wenn die entsprechenden Kosten sich verringern.

- Die Reisenden können ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten und erhalten
eine volle Erstattung aller Zahlungen, wenn einer der wesentlichen Bestandteile der Pauschalreise mit
Ausnahme des Preises erheblich geändert wird. Wenn der für die Pauschalreise verantwortliche
Unternehmer die Pauschalreise vor Beginn der Pauschalreise absagt, haben die Reisenden Anspruch
auf eine Kostenerstattung und unter Umständen auf eine Entschädigung.

- Die Reisenden können bei Eintritt außergewöhnlicher Umstände vor Beginn der Pauschalreise ohne
Zahlung einer Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten, beispielsweise wenn am Bestimmungsort
schwerwiegende Sicherheitsprobleme bestehen, die die Pauschalreise voraussichtlich
beeinträchtigen.

- Zudem können die Reisenden jederzeit vor Beginn der Pauschalreise gegen Zahlung einer
angemessenen und vertretbaren Rücktrittsgebühr vom Vertrag zurücktreten.

- Können nach Beginn der Pauschalreise wesentliche Bestandteile der Pauschalreise nicht
vereinbarungsgemäß durchgeführt werden, so sind dem Reisenden angemessene andere
Vorkehrungen ohne Mehrkosten anzubieten. Der Reisende kann ohne Zahlung einer Rücktrittsgebühr
vom Vertrag zurücktreten (in der Bundesrepublik Deutschland heißt dieses Recht „Kündigung“), wenn
Leistungen nicht gemäß dem Vertrag erbracht werden und dies erhebliche Auswirkungen auf die
Erbringung der vertraglichen Pauschalreiseleistungen hat und der Reiseveranstalter es versäumt,
Abhilfe zu schaffen.

- Der Reisende hat Anspruch auf eine Preisminderung und/oder Schadenersatz, wenn die
Reiseleistungen nicht oder nicht ordnungsgemäß erbracht werden.

- Der Reiseveranstalter leistet dem Reisenden Beistand, wenn dieser sich in Schwierigkeiten befindet.
- Im Fall der Insolvenz des Reiseveranstalters oder – in einigen Mitgliedstaaten – des Reisevermittlers

werden Zahlungen zurückerstattet. Tritt die Insolvenz des Reiseveranstalters oder, sofern einschlägig,
des Reisevermittlers nach Beginn der Pauschalreise ein und ist die Beförderung Bestandteil der
Pauschalreise, so wird die Rückbeförderung der Reisenden gewährleistet. Der Bund Evangelisch-
Freikirchlicher Gemeinden hat eine Insolvenzabsicherung mit der HanseMerkur abgeschlossen.* Die
Reisenden können diese Einrichtung
(HanseMerkur Reiseversicherung AG Siegfried-Wedells-Platz 1, 20354 Hamburg
Telefon: +49 (0) 40/53 799 360, E-Mail: insolvenz@hansemerkur.de)
kontaktieren, wenn ihnen Leistungen aufgrund der Insolvenz des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher
Gemeinden verweigert werden.*

Webseite, auf der die Richtlinie (EU) 2015/2302 in der in das nationale Recht umgesetzten Form zu finden 
ist: www.umsetzung-richtlinie-eu2015-2302.de. 
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GEMEINSAM VOR INFEKTIONEN SCHÜTZEN  
Belehrung für Eltern und sonstige Sorgeberechtigte gemäß § 34 Abs. 5 Satz 2 Infektionsschutzgesetz  
 

In Ferienlagern, auf Events oder Schulungen befinden 
sich viele Menschen auf engem Raum. Daher können 
sich hier Infektionskrankheiten besonders leicht ausbrei-
ten. Aus diesem Grund enthält das Infektionsschutzge-
setz eine Reihe von Regelungen, die dem Schutz aller 
Kinder und auch des Personals in Gemeinschaftsein-
richtungen vor ansteckenden Krankheiten dienen. Über 
diese wollen wir Sie mit diesem Merkblatt informieren.  

1. Gesetzliche Besuchsverbote  
Das Infektionsschutzgesetz schreibt vor, dass eine  
Person nicht an Maßnahmen des GJWs teilnehmen darf, 
wenn es an bestimmten Infektionskrankheiten erkrankt 
ist oder ein entsprechender Krankheitsverdacht besteht. 
Diese Krankheiten sind in der Liste 1 aufgeführt.  
Bei einigen Infektionen ist es möglich, dass Ihr Kind die  
Krankheitserreger nach durchgemachter Erkrankung (o-
der seltener: ohne krank gewesen zu sein) ausscheidet. 
Auch in diesem Fall können sich Teilnehmende oder Mit-
arbeitende anstecken. Nach dem Infektionsschutzge-
setz ist deshalb vorgesehen, dass die „Ausscheider“ be-
stimmter Bakterien nur mit Zustimmung des Gesund-
heitsamtes und unter Beachtung der festgelegten 
Schutzmaßnahmen wieder an Maßnahmen teilnehmen 
dürfen (Liste 2). 
Bei manchen besonders schwerwiegenden Infektions-
krankheiten muss Ihr Kind bereits dann zu Hause blei-
ben, wenn eine andere Person bei Ihnen im Haushalt 
erkrankt ist oder der Verdacht auf eine dieser Infektions-
krankheiten besteht (Liste 3).  
Natürlich müssen Sie die genannten Erkrankungen nicht 
selbst erkennen können. Aber Sie sollten bei einer ernst-
haften Erkrankung Ihres Kindes ärztlichen Rat in An-
spruch nehmen (z.B. bei hohem Fieber, auffallender 
Müdigkeit, wiederholtem Erbrechen, Durchfällen und an-
deren ungewöhnlichen oder besorgniserregenden 
Symptomen). Ihr/-e Kinderarzt/-ärztin wird Ihnen dar-
über Auskunft geben, ob Ihr Kind eine Erkrankung hat, 
die eine Teilnahme an unseren Maßnahmen nach dem 
Infektionsschutzgesetz verbietet.  
Gegen einige der Krankheiten stehen Schutzimpfungen 
zur Verfügung. Ist Ihr Kind ausreichend geimpft, kann 
das Gesundheitsamt darauf verzichten, ein Besuchsver-
bot auszusprechen.  

2. Mitteilungspflicht  
Falls bei Ihrem Kind aus den zuvor genannten Gründen 
ein Besuchsverbot besteht, informieren Sie uns bitte un-
verzüglich darüber und über die vorliegende Krankheit. 
Dazu sind Sie gesetzlich verpflichtet und tragen dazu 
bei, dass wir zusammen mit dem Gesundheitsamt die 
notwendigen Maßnahmen gegen eine Weiterverbrei-
tung ergreifen können. 

3. Vorbeugung ansteckender Krankheiten  
Wir sind nach dem Infektionsschutzgesetz verpflichtet, 
über allgemeine Möglichkeiten zur Vorbeugung anste-
ckender Krankheiten aufzuklären.  
Wir empfehlen Ihnen daher unter anderem darauf zu 
achten, dass Ihr Kind allgemeine Hygieneregeln einhält. 
Dazu zählt vor allem das regelmäßige Händewaschen 
vor dem Essen, nach dem Toilettenbesuch oder nach 
Aktivitäten im Freien.  
Ebenso wichtig ist ein vollständiger Impfschutz bei Ihrem 
Kind. Impfungen stehen teilweise auch für solche Krank-
heiten zur Verfügung, die durch Krankheitserreger in der 
Atemluft verursacht werden und somit durch allgemeine 
Hygiene nicht verhindert werden können (z.B. Masern,  

 
Mumps und Windpocken).  
Weitere Infos zu Impfungen finden Sie unter der Home-
page www.impfeninfo.de der BzGA.  
Sollten Sie noch Fragen haben, wenden Sie sich an Ih-
ren Haus- oder Kinderarzt oder das Gesundheitsamt.  
  
Liste 1: Besuchsverbot von Gemeinschaftseinrichtun-
gen und Mitteilungspflicht der Sorgeberechtigten bei 
Verdacht auf oder Erkrankung an folgenden Krankheiten  
• ansteckende Borkenflechte (Impetigo contagiosa)  
• ansteckungsfähige Lungentuberkulose  
• bakterieller Ruhr (Shigellose) Cholera  
• Darmentzündung (Enteritis), die durch EHEC verur-

sacht wird  
• Diphtherie  
• durch Hepatitisviren A o. E verursachte Gelbsucht/Le-

berentzündung (Hepatitis A oder E), Hirnhautentzün-
dung durch Hib-Bakterien infektiöser, das heißt von 
Viren oder Bakterien verursachter, Durchfall und/oder 
Erbrechen (gilt nur für Kindern unter 6 Jahren)  

• Keuchhusten (Pertussis)  
• Kinderlähmung (Poliomyelitis)  
• Kopflausbefall (wenn die korrekte Behandlung noch 

nicht begonnen wurde)  
• Krätze (Skabies)  
• Masern  
• Meningokokken-Infektionen  
• Mumps  
• Pest  
• Scharlach oder andere Infektionen mit dem Bakterium 

Streptococcus pyogenes  
• Typhus oder Paratyphus  
• Windpocken (Varizellen)  
• virusbedingtes hämorrhagisches Fieber (z.B. Ebola)  
  
Liste 2: Besuch von Gemeinschaftseinrichtungen nur 
mit Zustimmung des Gesundheitsamtes und Mittei-
lungspflicht der Sorgeberechtigten bei Ausscheidung 
folgender Krankheitserreger  
• Cholera-Bakterien  
• Diphtherie-Bakterien  
• EHEC-Bakterien  
• Typhus- oder Paratyphus-Bakterien  
• Shigellenruhr-Bakterien  
  
Liste 3: Besuchsverbot und Mitteilungspflicht der Sorge-
berechtigten bei Verdacht auf oder Erkrankung an fol-
genden Krankheiten bei einer anderen Person in der 
Wohngemeinschaft  
• ansteckungsfähige Lungentuberkulose  
• bakterielle Ruhr (Shigellose)  
• Cholera  
• Darmentzündung (Enteritis), die durch EHEC verur-

sacht wird  
• Diphtherie  
• durch Hepatitisviren A oder E verursachte Gelb-

sucht/Leberentzündung (Hepatitis A oder E)  
• Hirnhautentzündung durch Hib-Bakterien  
• Kinderlähmung (Poliomyelitis)  
• Masern  
• Meningokokken-Infektionen  
• Mumps  
• Pest  
• Typhus oder Paratyphus virusbedingtes  
• hämorrhagisches Fieber (z.B. Ebola)  
  
Erstellt nach einer Vorlage des Robert-Koch-Instituts vom April 2014 
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Maßnahmenbedingungen des Gemeindejugendwerks  
des Bundes Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland K.d.ö.R.  
 
1. Abschluss des Pauschalreisevertrages 
(1) Veranstalter im Sinne der nachfolgenden Bestimmungen ist das Gemeindejugendwerk des Bundes Evan-
gelisch-Freikirchlicher Gemeinden in Deutschland K.d.ö.R., Friedberger Str. 101, 61350 Bad Homburg v.d.H. 
(Kontakt: Gemeindejugendwerk Bundesgeschäftsstelle, Julius-Köbner-Str. 4, 14641 Wustermark), nachste-
hend GJW genannt.  
 
(2) Mit der Anmeldung wird dem GJW als Veranstalter der Maßnahme vom Anmeldenden der Abschluss eines 
Pauschalreisevertrags aufgrund der in der Ausschreibung genannten Leistungsbeschreibungen und Preise 
unter Einbeziehung dieser Maßnahmenbedingungen verbindlich angeboten, der Anmeldende ist an sein An-
gebot für die Dauer von 14 Tagen ab dessen Eingang beim Veranstalter gebunden. 
 
(3) Mit der Anmeldung erkennt der Anmeldende an, dass die Reise nach Form und Inhalt dem christlichen 
Glauben entsprechend konzipiert ist.  
 
(4) Die Anmeldung erfolgt schriftlich auf dem vom Veranstalter hierfür vorgesehenen Formular. Bei Minderjäh-
rigen ist sie von einem Personensorgeberechtigten zu unterschreiben. Mit dem Eingang einer Anmeldebestä-
tigung des Veranstalters beim Anmeldenden kommt der Pauschalreisevertrag zustande. Sollte die Maßnahme 
bereits voll belegt sein oder der Teilnahme sonstige Gründe entgegenstehen, wird der Anmeldende umgehend 
benachrichtigt. 
 
 
2. Bezahlung 
(1) Eine Anzahlung in Höhe von 20% des Reisepreises pro angemeldete/n Teilnehmer/in ist bis spätestens 
eine Woche nach Erhalt der Anmeldebestätigung des Veranstalters sowie des Sicherungsscheins fällig.  
 
(2) Der restliche Reisepreis ist, sofern in der Ausschreibung nichts Abweichendes vermerkt ist, spätestens 20 
Tage vor Beginn der Maßnahme fällig. Bei Buchungen kürzer als 21 Tage vor Beginn der Maßnahme ist der 
gesamte Reisepreis sofort zur Zahlung fällig. 
 
(3) Zahlungen sind auf das Konto in der Anmeldebestätigung genannte Konto des Veranstalters zu leisten.  
 
 
3. Vertragliche Leistungen, Leistungs- und Preisänderungen 
(1) Der Umfang der vereinbarten Leistungen sowie der beidseitigen Rechte und Pflichten ergibt sich aus der 
Leistungsbeschreibung in der Ausschreibung, den evtl. ergänzenden Angaben auf der Homepage des Veran-
stalters, den Angaben in der Fahrtanmeldung, der Teilnahmebestätigung sowie dieser Maßnahmenbedingun-
gen. 
 
(2) Dem Veranstalter bzw. den Leitenden und Betreuenden der Maßnahme obliegt im Rahmen der gesetzli-
chen Bestimmungen die Aufsichtspflicht über die minderjährigen Teilnehmenden. Dem Anmeldenden ist be-
kannt, dass hierfür möglichst schon vorab eine genaue Kenntnis etwaiger besonderer Umstände (z.B. Krank-
heiten, Notwendigkeit einer Medikamenteneinnahme, spezielle Nahrungsbedürfnisse) der Teilnehmenden er-
forderlich ist; er verpflichtet sich daher, dem Veranstalter diese Informationen auf dem vom Veranstalter hierfür 
vorgesehenen Formular mitzuteilen. 
 
(3) Der Veranstalter kann nach Vertragsabschluss Änderungen und Abweichungen von einzelnen Leistungen 
oder Pflichten vornehmen, wenn diese nicht erheblich sind, den Gesamtzuschnitt der Maßnahme nicht beein-
trächtigen oder sonst für den/die Teilnehmenden zumutbar sind. Der Veranstalter behält sich Erhöhungen des 
ausgeschriebenen oder vereinbarten Reisepreises aufgrund einer bei Vertragsschluss noch nicht eingetrete-
nen oder für ihn nicht vorhersehbaren Erhöhung der Beförderungskosten, der Steuern oder Abgaben für be-
stimmte Reiseleistungen oder der für die betreffende Maßnahme geltenden Wechselkurse vor. Im Falle der 
erheblichen Änderung einer wesentlichen Reiseleistung oder einer Erhöhung des Reisepreises um mehr als 
8% hat der Veranstalter den Anmeldenden unverzüglich, spätestens jedoch 25 Tage vor Fahrtantritt, davon in 
Kenntnis zu setzen; spätere Änderungen sind nicht zulässig. 
 
(4) Der Anmeldende ist dann berechtigt, unentgeltlich vom Pauschalreisevertrag zurückzutreten oder die Teil-
nahme an einer mindestens gleichwertigen Maßnahme zu verlangen, wenn der Veranstalter in der Lage ist, 
ihm eine solche aus seinem Angebot ohne Mehrpreis anzubieten. Er hat dieses Recht unverzüglich nach der 
Erklärung des Veranstalters diesem gegenüber geltend zu machen. 
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(5) Ebenfalls kann der Anmeldende eine Senkung des Reisepreises verlangen, wenn und soweit die 
vorgenannten Kosten, Steuern, Abgaben oder Wechselkurse zu niedrigeren Kosten für den Veranstalter 
führen. Hat der Anmeldende mehr als den hiernach geschuldeten Betrag bezahlt, ist der Mehrbetrag vom 
Veranstalter zu erstatten. Entstandene Verwaltungsausgaben können vom Erstattungsbetrag abgezogen wer-
den; diese sind vom Veranstalter auf Verlangen nachzuweisen. 
 
(6) Leistungs- und Preisänderungen sind dem Anmeldenden auf einem dauerhaften Datenträger klar und ver-
ständlich spätestens 25 Tage vor Beginn der Maßnahme mitzuteilen. 
 
 
4. Teilnahme eines Ersatzreisenden 
(1) Der/die Teilnehmende kann sich bis zum Beginn der Maßnahme durch einen Dritten ersetzen lassen, 
sofern dieser den in der Ausschreibung angegebenen besonderen Fahrterfordernissen genügt und seiner 
Teilnahme keine gesetzlichen Vorschriften oder behördlichen Anordnungen entgegenstehen. 
 
(2) Der Veranstalter ist berechtigt, für den ihm durch die Teilnahme der Ersatzperson entstehenden Bearbei-
tungs- und Kostenaufwand eine pauschale Entschädigung zu verlangen. Diese beträgt 10% des Reisepreises, 
maximal jedoch € 20.-.  
Das Recht des Anmeldenden und der Ersatzperson zum Nachweis niedrigerer oder nicht entstandener Kosten 
bleibt unberührt; ebenfalls kann der Veranstalter nachweisen, dass ihm höhere Kosten entstanden sind. Für 
den Reisepreis und die durch den Eintritt der Ersatzperson entstehenden Kosten haften der Anmeldende und 
die Ersatzperson als Gesamtschuldner. 
 
 
5. Rücktritt des Anmeldenden vor Reisebeginn 
(1) Der Anmeldende kann jederzeit vor Beginn der Maßnahme vom Pauschalreisevertrag zurücktreten, der 
Rücktritt ist schriftlich zu erklären. Maßgeblich ist der Zugang der Rücktrittserklärung beim Veranstalter. Bei 
Minderjährigen muss der Rücktritt von einem Personensorgeberechtigten erklärt werden. Die bloße Nichtzah-
lung des Reisepreises ist keine Rücktrittserklärung. 
 
(2) Tritt der Anmeldende vom Pauschalreisevertrag zurück oder tritt der/die Teilnehmende die Maßnahme 
nicht an, so kann der Veranstalter einen angemessenen pauschalen Ersatz für seine getroffenen Vorkehrun-
gen und Aufwendungen unter Berücksichtigung einer anderweitigen Verwendung der Reiseleistung verlangen. 
Dieser beträgt bei einem Rücktritt: 
 
• bis zum 60. Tag vor Reisebeginn:   10 %  
• vom 59. bis 30. Tag vor Reisebeginn:  20 %  
• vom 29. bis 15. Tag vor Reisebeginn:  40 %  
• vom 14. bis 8. Tag vor Reisebeginn:  60 %  
• vom 7. bis 1. Tag vor Reisebeginn:   80 %  
• bei Rücktritt am Tag des Reisebeginns oder bei Nichtantritt der Reise: 90 %  

 
des Reisepreises.  
  

Dem Anmeldenden wie auch dem Veranstalter bleibt der Nachweis unbenommen, dass dem Veranstalter 
überhaupt kein Schaden entstanden ist oder der tatsächliche Schaden geringer oder höher ist als die pau-
schale Entschädigung. Der Veranstalter ist auf Verlangen des Anmeldenden bzw. des Teilnehmenden ver-
pflichtet, die Höhe der Entschädigung zu begründen. 
 
 
6. Rücktritt des Veranstalters vor Reisebeginn 
Der Veranstalter kann vom Pauschalreisevertrag zurücktreten 

(a) wenn der Anmeldende die Teilnehmerinformationen ungeachtet der ihm hierfür gesetzten Frist und einer 
schriftlichen Nachfrist von mindestens einer Woche nicht beim Veranstalter einreicht. 

(b) bis eine Woche nach Erhalt der Teilnehmerinformationen, wenn für ihn erkennbar ist, dass – etwa aus 
medizinischen, gesundheitlichen, pädagogischen oder aus Gründen der Aufsichtsführung – die Teilnahme 
der angemeldeten Person mit einem nicht vertretbaren Risiko für den betreffenden Teilnehmenden, die 
anderen Teilnehmenden oder den Veranstalter verbunden ist. 

(c) wenn der Anmeldende oder der/die Teilnehmende seine vertraglichen Pflichten nicht einhält, insbeson-
dere der Reisepreis nicht fristgerecht (Anzahlung und Restzahlung) bezahlt wird; 
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(d) beim Bekanntwerden für die Aufsichtsführung oder die Durchführung der Ferienfahrt wesentlicher 
persönlicher Umstände des/der Teilnehmenden nach Abschluss des Pauschalreisevertrages, wenn 
durch diese eine geordnete oder sichere Durchführung der Maßnahme für den/die Teilnehmende oder die 
anderen Teilnehmenden nicht gewährleistet ist. 

(e) bis zu 25 Tage vor Reisebeginn, wenn die in der Ausschreibung genannte Mindestteilnehmerzahl für die 
betreffende Maßnahme nicht erreicht wird. Der/die Anmeldende ist dann berechtigt, die Teilnahme an 
einer mindestens gleichwertigen Maßnahme zu verlangen, wenn der Veranstalter in der Lage ist, ihm eine 
solche aus seinem Angebot ohne Mehrpreis anzubieten. 

In allen anderen Fällen wird der etwa schon geleistete Reisepreis in voller Höhe zurückerstattet, weitere An-
sprüche des Anmeldenden sind ausgeschlossen. 

 
 
7. Kündigung des Veranstalters 
(1) Der Veranstalter bzw. die Leitenden der Maßnahme als dessen bevollmächtigte Vertreter/innen können 
den Pauschalreisevertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn der/die Teilnehmende die Durchführung 
der Maßnahme ungeachtet einer Abmahnung der Freizeitleitung so nachhaltig stört, dass der Veranstalter 
seine Aufsichtspflicht gegenüber den Teilnehmenden der Maßnahme oder die weitere schadensfreie Durch-
führung der Maßnahme nicht mehr gewährleisten kann oder wenn sich der/die Teilnehmende ungeachtet einer 
Abmahnung der Freizeitleitung sonst in einem Maße vertragswidrig verhält, dass die sofortige Kündigung des 
Pauschalreisevertrages gerechtfertigt ist. 
 
(2) Die Kosten für die vorzeitige Rückbeförderung des/der Teilnehmenden nach einer Kündigung sowie wei-
tere damit im Zusammenhang anfallende Kosten werden dem Anmeldenden bzw. den Personensorgeberech-
tigten in Rechnung gestellt. In diesem Fall behält der Veranstalter den Anspruch auf den vollen Reisepreis; er 
muss sich jedoch den Wert der ersparten Aufwendungen anrechnen lassen, die er aus einer Erstattung oder 
einer anderweitigen Verwendung der nicht in Anspruch genommenen Leistungen erlangt. 
 
 
8. Versicherungen 
(1) Der Veranstalter empfiehlt dem Anmeldenden/Reisenden den Abschluss eigener Versicherungen (Reise-
rücktrittskosten, Haftpflicht, Auslandskrankenschutz etc.), um die mit der Anmeldung/Teilnahme an bzw. dem 
Rücktritt von der Maßnahme verbundenen Risiken und Kosten zu mindern. 
 
 
9. Pass- und Visavorschriften 
(1) Der Veranstalter verpflichtet sich, deutsche Staatsangehörige oder Staatsangehörige des Staates, in dem 
die Maßnahme angeboten wird, bei Auslandsreisen über geltende Pass- und Visavorschriften zu informieren, 
für Angehörige anderer Staaten erteilt das zuständige Konsulat Auskunft.  
 
(2) Für die Erfüllung behördlicher Auflagen, Zoll- und Gesundheitsvorschriften sowie die Beschaffung der not-
wendigen Reisedokumente ist, sofern dies der Veranstalter nicht ausdrücklich übernommen hat, der Anmel-
dende selbst verantwortlich.  
 
(3) Der Veranstalter haftet nicht für unvorhersehbare Verzögerungen der diplomatischen Vertretungen bei der 
Ausstellung von Reisedokumenten und beim Zugang, sofern ihn nicht ein eigenes Verschulden trifft. 
 
 
10. Haftung des Veranstalters 
(1) Die vertragliche Haftung des Veranstalters für Schäden des/der Teilnehmenden, die nicht Körperschäden 
sind, ist der Höhe nach beschränkt auf den dreifachen Reisepreises, soweit  
(a) ein solcher Schaden vom Veranstalter nicht schuldhaft herbeigeführt wird oder  
(b) soweit der Veranstalter für einen Schaden allein wegen eines Verschuldens eines Leistungsträgers ver-

antwortlich ist.  
 
(2) Bei Schäden durch nicht vorhersehbare höhere Gewalt, durch vorwerfbar fehlerhafte Angaben in der Fahrt-
anmeldung oder infolge von vorwerfbaren Verstößen des/der Teilnehmenden gegen Anordnungen der Frei-
zeitleitung übernimmt der Veranstalter keinerlei Haftung.  
Er haftet auch nicht für Schäden, Krankheit, Unfall oder Verlust von Gegenständen, die durch fahrlässiges 
Verhalten des/der Teilnehmers/in verursacht werden. 
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(3) Der Veranstalter haftet ferner nicht für Leistungsstörungen, Personen-, Sach- oder Vermögensschä-
den im Zusammenhang mit Leistungen, die als Fremdleistungen lediglich vermittelt werden und die in 
der Leistungsbeschreibung ausdrücklich als Fremdleistungen gekennzeichnet sind. 
 
 
11. Obliegenheiten des Anmeldenden und des Teilnehmenden 
(1) Bei auftretenden Schwierigkeiten ist jeder/jede Teilnehmende verpflichtet, alles Zumutbare zu tun, um zu 
deren Behebung beizutragen und evtl. Schäden für alle Beteiligten so gering wie möglich zu halten. 
 
(2) Er/sie ist verpflichtet, Beanstandungen unverzüglich der örtlichen Leitung der Maßnahme oder dem Ver-
anstalter mitzuteilen und dieser eine angemessene Frist zur Abhilfe zu setzen, wenn nicht die Abhilfe unmög-
lich ist oder von der Leitung der Maßnahme oder vom Veranstalter ernsthaft verweigert wird oder wenn die 
sofortige Kündigung des Pauschalreisevertrags durch ein besonderes Interesse des Teilnehmenden gerecht-
fertigt wird. Kommt ein/eine Teilnehmende dieser Verpflichtung schuldhaft nicht nach, so stehen ihm/ihr oder 
dem Anmeldenden Ansprüche insoweit nicht zu. 
 
(3) Die Leitung der Maßnahme ist beauftragt und verpflichtet, für Abhilfe zu sorgen, soweit dies möglich und 
zumutbar ist.  
 
(4) Ansprüche des Anmeldenden wegen Reisemängeln nach den §§ 651 i bis j des Bürgerlichen Gesetzbu-
ches verjähren nach Ablauf von zwei Jahren ab dem vertraglich vorgesehenen Ende der Maßnahme. 
 
 
12. Datenschutz 
Der Veranstalter versichert die vertrauliche Behandlung der Daten der Anmeldenden und der Teilnehmenden 
gemäß den gesetzlichen Bestimmungen sowie die Löschung der Daten, sofern diese nicht mehr für die Ab-
wicklung der Maßnahme erforderlich sind. Er erteilt dem Anmeldenden auf Anfrage Auskunft, welche seiner 
Daten bei ihm gespeichert sind. Die Verwendung von Daten zu Werbezwecke oder die Weitergabe von Daten 
an Dritte ohne Einwilligung des Anmeldenden ist ausgeschlossen außer an Unternehmen und Personen, die 
mit der Erbringung von Leistungen im Rahmen der Maßnahme beauftragt sind. 
 
 
13. Schlussbestimmungen 
(1) Die Unwirksamkeit einzelner Bestimmungen des Pauschalreisevertrags oder dieser Anmelde- und Teil-
nahmebedingungen hat nicht die Unwirksamkeit des ganzen Vertrages zur Folge. 
 
(2) Die Rechtsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien richten sich ausschließlich nach deutschem Recht.  
 
(3) Gerichtsstand des Veranstalters ist Bad Homburg v.d.H.. 
 
 
Stand: 01.07.2018 
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